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Staat und Recht im Imperialismus
Einschränkung des Streikrechts 
in Frankreich
Dr. BÄRBEL WEISS,
Institut für Theorie des Staates und des Rechts 
der Akademie der Wissenschaften der DDR

Ein langanhaltender Streik der französischen Fluglotsen und 
der Kampf der Gewerkschaften um die Erhaltung von Ar­
beitsplätzen in der Zivilluftfahrt bilden den Hintergrund für 
erneute Offensiven der Unternehmer gegen das Streikrecht 
der Werktätigen Frankreichs.

Bereits mit seiner Entscheidung vom 4. Juli 1986 hatte 
der Kassätionshof (Cour de Cassation), das Oberste Gericht 
Frankreichs1, einen Streikaufruf der Gewerkschaft der Me­
chaniker und Navigatoren in der Zivilluftfahrt sowie der 
Gewerkschaft der Piloten, der sich gegen die Reduzierung 
der Besatzungen bestimmter Flugzeugtypen von drei auf 
zwei Mitglieder richtete, für rechtswidrig erklärt.1 2 In dieser 
Entscheidung sind Rechtssätze enthalten, die über den kon­
kreten Einzelfall weit hinausreichen:

1. Der Richter darf nunmehr im beschleunigten Verfahren 
entscheiden, ob der jeweilige Streik, selbst wenn er der 
Durchsetzung beruflicher Forderungen dient und daher nach 
der bisherigen Rechtsprechung prinzipiell rechtmäßig ist, 
eine „offensichtlich rechtswidrige Störung“ darstellt.

2. Der Richter darf in diesem Fall den Streik im Wege der 
einstweiligen Verfügung suspendieren.

3. Der Richter darf über den Inhalt der Streikforderun­
gen selbst befinden.

Im Falle des vom Flugpersonal angekündigten Streiks 
ging es darum, die Luftfahrtgesellschaften zu bewegen, ei­
nem Abkommen über die einstweilige Beibehaltung der drei­
köpfigen Besatzung bei bestimmten Flugzeugtypen zuzu­
stimmen. Der Kassationshof entschied in letzter Instanz, daß 
ein Streik dann rechtswidrig ist, wenn mit ihm Forderungen 
durchgesetzt werden sollen, die unter Berücksichtigung wirt­
schaftlicher Sachzwänge und des technischen Fortschritts un­
vernünftig seien.

Mit dieser Entscheidung wurde zum einen durch die ge­
richtliche Hintertür ein Verfahren der Zwangsschlichtung 
von Streiks eingeführt, das die innergewerkschaftliche Ent­
scheidungsfreiheit beschneidet. Außerdem ist im konkreten 
Fall die Sachkompetenz des Flugpersonals in Fragen der 
Flugsicherheit durch richterliche Entscheidung ersetzt wor­
den.

Zum anderen stellt sich, wenn die Gerichte über die Ver­
nünftigkeit von Forderungen der Arbeiter nunmehr inhalt­
lich entscheiden dürfen, die Frage, ob in Zeiten einer anhal­
tenden Wirtschaftskrise ein Streik gegen Betriebsstillegungen 
noch als zulässig angesehen werden wird. Im übrigen ist 
wohl jeder Streik mit. finanziellen Einbußen für das be­
streikte Unternehmen verbunden — er hätte ja sonst kaum 
Wirkung —, und Streiks als Folge technologischen Wandels 
sind heute, zumal wenn es um die Erhaltung von Arbeits­
plätzen geht, dio. Regel. Das Erfordernis „wirtschaftlicher 
Vernunft“ eines Streiks, d. h. die ausschließlich am Unter­
nehmensprofit ausgerichtete Beurteilung von Streikforderun­
gen der Werktätigen, stellt also letztlich das in der französi­
schen Verfassung garantierte Streikrecht3 in Frage.

Anläßlich eines Streikaufrufs der Piloten der Fluggesell­
schaft Air Inter, der auf die Beibehaltung der dreiköpfigen 
Besatzung auch bei dem im Mai 1988 in Dienst zu stellenden 
Airbus A-320 gerichtet war, stützte sich kürzlich ein erstin­
stanzliches Zivilgericht, das Tribunal de grande instance von 
Cröteil, auf das Urteil des Kassationshofes vom 4. Juli 1986. 
Das Gericht erklärte den für den 1. und 2. August 1987 ange­
kündigten Streik des Flugpersonals für unzulässig, da er we­
gen des „vernunftwidrigen Charakters der Forderungen“ eine 
„offensichtlich unzulässige Störung“ darstelle.4 5

Diese Entwicklung resümierend, stellte Professor Görard

Lyon-Caen, Inhaber des Lehrstuhls für Sozialrecht an der 
Universität Paris I, fest: „Eine Wirtschaft ohne Streik ist das 
soziale Ideal der Richter. “5

Fast zeitgleich mit den diesjährigen Streikaktionen der 
Piloten lief der 15 Wochen andauernde stundenweise Streik 
der Fluglotsen, mit dem sie eine Änderung ihrer Renten­
berechnung erstrebten. Wäre es nicht gewissermaßen in letz­
ter Minute zu einer Einigung der Tarifparteien gekommen, 
so wären die Fluglotsen wohl.die ersten Opfer eines neuen 
Gesetzes geworden, mit dem ein weiterer Schlag gegen das 
Streikrecht geführt werden soll: Am 19. Juni 1987 beschloß 
die französische Nationalversammlung ein Gesetz, hinter 
dessen unverfänglicher Überschrift „Verschiedene Maßnah­
men zur Sozialordnung“ sich u. a. eine Regelung zur empfind­
lichen Einengung des Streikrechts der Angestellten im öf­
fentlichen Dienst verbirgt.

Das Gesetz sieht die Wiedereinführung der Regel des „un­
teilbaren Dreißigstels“ für die Staatsangestellten vor. Diese 
Regel, die bereits zwischen 1963 und 1982 gegolten hatte, be­
sagt, daß kürzere als eintägige Streikhandlungen der Staats­
angestellten durch Abzüge eines Dreißigstels vom Monats­
gehalt geahndet werden können. Die Fluglötsen, die über län­
gere Zeit jeweils morgens ein bis zwei Stunden streikten, 
hätten bei Anwendung dieser Regel keinen Monatslohn er­
halten.

Unter der Linksregierung hatten die Beamten 1982 das 
volle Streikrecht wiedererhalten, wobei der Lohnabzug ent­
sprechend der tatsächlichen Dauer des Streiks differenziert 
gestaltet wurde. Diese Bestimmungen sind nun annulliert 
worden. Das neue Gesetz ging jedoch noch weiter und wollte 
auch die nicht den Beamtenstatus genießenden Angestellten 
des öffentlichen Dienstes der Regel des „unteilbaren Drei­
ßigstels“ unterwerfen.

Gegen die Wiedereinführung dieser Regel riefen die Ab­
geordneten der Linksopposition in der Nationalversamm­
lung den Verfassungsrat (Conseil Constitutional) an, der 
einem Verfassungsgericht vergleichbar ist.6 Sie konnten ei­
nen teilweisen, jedoch recht zweifelhaften Erfolg verbuchen.

Der Verfassungsrat folgte mit seiner Entscheidung vom 
28. Juli 1Ö877 dem Vorhaben der Regierung, die Regel auto­
matisch auf den gesamten, 5 Millionen Menschen umfassen­
den öffentlichen Dienst auszudehnen, zunächst nicht. Aber 
er bestätigte die Regel für die Angestellten von öffentlichen 
Diensten mit rein administrativem Charakter und gestattet 
so Eingriffe in das Streikrecht von immerhin fast 2 V2 Mil­
lionen Menschen. In- der Begründung seiner Entscheidung 
führte der Verfassungsrat unter Bezugnahme auf das für die 
Einschränkung des Streikrechts im öffentlichen Dienst 
mehrfach herangezogene Prinzip der Kontinuität des öffent­
lichen Dienstes aus, daß eine derartige Einschränkung „bis 
zum Verbot des Streikrechts für Angestellte gehen kann, de­
ren Anwesenheit unerläßlich ist, um das Funktionieren der 
Elemente des Dienstes zu sichern, dessen Unterbrechung den 
wesentlichen Bedürfnissen des Landes Schaden zufügen 
würde“.

Mit Interesse hat das Regierungslager vermerkt, daß die 
Entscheidung des Verfassungsrates, den Art. 89 des Gesetzes 
vom 19. Juni 1987 für nicht verfassungskonform zu erklären, 
an der automatischen, generellen Anwendung der Regel auf 
alle Staatsangestellten festgemacht ist und damit den Weg 
für erneute Einschränkungen des Streikrechts ausdrücklich 
offenläßt. Die entsprechend den Hinweisen des Verfassungs-
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